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K l a g e 

1. 

des Herrn Georg Hartmann, Fürstenstraße 16, 09130 Chemnitz,

2. 

der Frau Michaela Hartmann, Fürstenstraße 16, 09130 Chemnitz

- Kläger -

Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Neukirchen und Thiele, Fürstenstraße 14, 09130 Chemnitz,

g e g e n

die Stadt Chemnitz, Bauordnungsamt, 09111 Chemnitz,

- Beklagte -

w e g e n Baurechts.

Wir bestellen uns zu Prozeßbevollmächtigten der Kläger.

Wir beantragen,



die der Firma Plankonzept GmbH, Bernsdorfer-



straße 78, 09126 Chemnitz erteilte Baugene-



hmigung Nr. 180/94 der Beklagten vom 2.10.94



und den Widerspruchsbescheid des Regierungs-



präsidiums Chemnitz vom 28.12.1994 aufzuheben.

Begründung:
Mit Bauschein Nr. 180/94 vom 2. 10. 1994 erteilte die Beklagte der Firma Plankonzept GmbH, Bernsdorferstraße 78, 09126 Chemnitz eine Genehmigung für den Abriß der auf dem Gelände Fürstenstraße 9 - 23 befindlichen Gebäude und den Neubau einer Wohnanlage mit Tiefgarage. Hiergegen legten die Kläger mit Schreiben vom 27. 10. 1994 Widerspruch ein, den das Regierungspräsidium Chemnitz mit Widerspruchsbescheid vom 28.12.1994 zurückwies.

Das Baugrundstück liegt im Stadtbereich des sog. Sonnenbergs in Chemnitz. Ein Bebauungsplan existiert für diesen Stadtteil nicht. In der Wohnanlage sollen 45 Wohnungen, ein Ladenlokal, eine Gaststätte und eine Tiefgarage mit ca. 90 Stellplätzen errichtet werden. Insgesamt sind 6 Wohnebenen geplant. Die Tiefgarage soll nicht nur dem Eigenbedarf der dort Wohnenden dienen, sondern zusätzlich sollten 45 Stellplätze „zur Deckung des Bedarfs des Sonnenbergs“ errichtet werden. Das Baugrundstück liegt zwischen der Fürstenstraße und der Glockenstraße. Es wird durch die Fürstenstraße von den Grundstücken der Kläger getrennt (vgl. die beigefügte Anlage).

Die Kläger zu 1. und 2. sind als Eheleute Miteigentümer und Inhaber des bebauten Grundstücks Fürstenstraße 16, auf dem sie das Hotel Fürstenhof betreiben. Dieses liegt unmittelbar gegenüber dem Bauvorhaben. Die Kläger sind weiter Eigentümer des Wohnhauses Fürstenstraße 18, das überwiegend vermietet ist. Es liegt ebenfalls gegenüber dem Baugrundstück (vgl. Anlage). An der Front des Baugrundstücks zur Fürstenstraße hin befinden sich noch zwei Außenmauern der ehemals dort stehenden Gebäude Fürstenstraße 9 und 11, die durch eine etwa 12,50 m breite Lücke getrennt werden. Dort, wo zwischen den bestehenden Außenfronten der ehemaligen Gebäude eine Lücke ist, soll die Zu- und Abfahrt der Tiefgarage errichtet werden. Die Lücke war noch nie bebaut. In der Vergangenheit waren dort erdgeschossig eine Lagerhalle bzw. Garagen und Innenhof. Die Bebauung zur Glockenstraße war dort offen.

Das Bauvorhaben dürfte in der Gestalt, in der es durch die Baugenehmigung zugelassen worden ist, gegen § 49 Abs. 10 SächsBO verstoßen. Bei der Fürstenstraße handelt es sich um eine Hauptzufahrtstraße des Sonnenbergs, auf der ein äußerst reger Verkehr herrscht. Kommt dort noch eine Tiefgaragenausfahrt hinzu, die ca. 90 Stellplätze erschließt, dürften die Verkehrsemissionen, denen die Kläger ohnedies ausgesetzt sind, noch weiter zunehmen. Es ist abzusehen, daß an diesem „Nadelöhr“, wo sich die Fürstenstraße ohnedies verengt, Staus im Verkehrsfluß entstehen werden, wodurch eine Steigerung des Verkehrslärms und der Verkehrsabgase von den Klägern hingenommen werden müssen.

Die Kläger werden durch die Baugenehmigung und ihre Ausnutzung aber auch in ihrem Eigentumsrecht aus Art. 14 GG verletzt. Das Hotel wird in seinem Teil, der an der Fürstenstraße liegt, in den unteren Teilen vom Sonnenlicht abgeschnitten. Durch das Zubauen der zwei stehengebliebenen Fassadenteile wird die jetzt noch mögliche Luftzirkulation verhindert.

Der bestehende Hotelbetrieb der Kläger wird in seinem Wert gemindert. Die Kläger werben seit dem Bestehen des Hotelbetriebes mit dem Blick über den Sonnenberg, worauf sie nicht nur auf ihren Briefbögen, sondern auch auf ihren Rechnungsformularen hinweisen. Diese Zimmer mit diesem Weitblick an der Fürstenstraße bis in Höhe des dritten Stockwerks, die leichter vermietbar sind als Zimmer ohne einen solchen Ausblick, werden durch das Bauvorhaben weniger gut vermietbar.

Das Grundstück Fürstenstraße 18 befindet sich direkt gegenüber der Lücke zwischen den bestehenden Fassaden, durch die immer eine Sicht auf die Markuskirche bestanden hat. Es war in dieser Lage situationsbedingt, da die gegenüberliegende Straßenseite immer teils offen, teils geschlossen bebaut war. Die offene Bebauung gewährte auch Luft und Licht. Wird die Baulücke geschlossen, werden die unteren Stockwerke im Haus Fürstenstraße 18 auch tagsüber nur mit elektrischer Beleuchtung nutzbar sein. Dies bedeutet nicht nur eine Beeinträchtigung des Wohnwertes, sondern auch des Mietwertes.

Die vorgesehene Bebauung ist im übrigen nicht sozialadäquat, da sie atypisch ist. Sie fügt sich in den vorhandenen Rahmen nicht gemäß § 34 BauGB ein. Aus der vorhandenen Stadtstruktur am Sonnenberg, bei der zwischen Fürsten- und Glockenstraße offene Bebauung üblich war, wirkt ein Wohnkomplex, der zwei ehemalige selbständige Wohngebäude mit einer dazwischen liegenden Freifläche umfaßt, als Fremdkörper, sowohl vom Umfang, als auch von der Höhe und der sonstigen Erscheinungsweise.

Neukirchen 

Rechtsanwalt

5 K 496/95
B e s c h l u ß

In dem Verwaltungsgerichtlichen Verfahren

der Eheleute Michaela und Georg Hartmann, Fürstenstraße 16, 09130 Chemnitz,

-Kläger-,

Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Neukirchen und Thiele, Fürstenstraße 14, 09130 Chemnitz,

g e g e n

die Stadt Chemnitz, vertreten durch den Oberbürgermeister, 09111 Chemnitz,

-Beklagte-

hat die 5. Kammer des Verwaltungsgerichts Chemnitz am 28. 02. 1995 durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht Becker, die Richterin am Verwaltungsgericht Müller und den Richter Traub beschlossen:


Gemäß § 65 VwGO wird die Firma Plankonzept GmbH, vertreten durch


den Geschäftsführer Herrn Walter Rudolf, Bernsdorferstraße 78, 09126 Chemnitz,


beigeladen, da ihre rechtlichen Interessen durch die Entscheidung berührt werden.


Der Sach- und Steitstand ergibt sich aus der Klageschrift.

Dieser Beschluß ist unanfechtbar.

Becker




Müller




Traub

Stadt Chemnitz

Der Oberbürgermeister

Chemnitz, den 13. März 1995

An das

Verwaltungsgericht Chemnitz

Zwickauerstraße 54

09112 Chemnitz

In dem Verwaltungsrechtsstreit

1. Hartmann, G.

2. Hartmann, M.    ./. Stadt Chemnitz

(Az.: 5 K 496/95)

wird beantragt,

die Klage abzuweisen.

Begründung:

Die Klage ist bereits unzulässig. Sie wurde nicht fristgerecht eingelegt. Der in vorliegender Angelegenheit erlassene Widerspruchsbescheid vom 28.12.1994 ist den Klägern bereits am 3. Januar 1995 zugegangen.

Die Klage ist aber auch unbegründet.

Der Beigeladenen wurde auf ihren Baugenehmigungsantrag vom 15. Juli 1994 mit Bauschein Nr. 180/94 vom 2. 10. 1994 die bauaufsichtliche Genehmigung zum Abriß der auf dem Grundstück Fürstenstraße 9 - 23 in Chemnitz befindlichen Gebäude sowie zum Neubau einer Wohnanlage mit einer Tiefgarage auf dem bezeichneten Grundstück erteilt. Das Vorhaben soll in einer atriumartigen Bauweise errichtet werden. Dabei werden die erhalten gebliebenen historischen Fassaden der ehemaligen Wohngebäude Fürstenstraße 9 und 11 unverändert beibehalten und in das Vorhaben integriert. Vorgegeben durch die historischen Fassaden beträgt die Zahl der Vollgeschosse des zur Fürstenstraße hin gelegenen Teils des Vorhabens vier. Im Dachraum sollen zwei Ebenen zu Wohnzwecken genutzt werden. Das Vorhaben soll in geschlossener Bauweise errichtet werden. Es reicht direkt bis an den Bürgersteig der Fürstenstraße heran. Die Erschließung ist gesichert.

Die Kläger werden auch durch den Betrieb der Tiefgarage keinen wesentlichen Mehrbelastungen durch Verkehrsemissionen ausgesetzt. Die reguläre Ein- und Ausfahrt der Tiefgarage befindet sich an der Glockenstraße. Die Auflage Nr. 10 zur Baugenehmigung vom 2.10.1994 lautet:

„Nur während einer durch christliche Umzüge bedingten Schließung der Ein- und Ausfahrt an der Glockenstraße darf die als Notausfahrt gekennzeichnete Ein- und Ausfahrt Fürstenstraße genutzt werden. Dies muß durch Absperrungen etc. gewährleistet werden.“

Danach hält sich die von dem Betrieb der Tiefgarage ausgehende zu erwartende zusätzliche Emissionsbelastung im Verhältnis zu dem - von den Klägern insoweit zu Recht hervorgehobenen - Maß der durch den Verkehr auf der Fürstenstraße bereits bestehenden Verkehrsemissionen in einem kaum spürbaren und daher zuzumutenden Rahmen.

Die Kläger berufen sich zu Unrecht auf eine Verletzung ihres durch Art. 14 GG geschützten Eigentumsrechts. Nur in Ausnahmefällen kann sich ein Nachbarschutzrecht unmittelbar aus der Eigentumsgarantie dieser Grundrechtsnorm ergeben. Ein solcher Ausnahmefall ist vorliegend nicht gegeben. Die Grundstücke sind nicht situationsberechtigt.

Das Bauvorhaben der Beigeladenen fügt sich vielmehr nach Maßgabe des § 34 Abs. 1 BauGB in die Eigenart der näheren Umgebung ein.

Insbesondere entspricht auch die vorgesehene geschlossene Bauweise, und damit die Schließung der bisher bestehenden Baulücke der Eigenart der näheren Umgebung. Gewisse Einschränkungen der Belichtung, teilweiser Verlust des Ausblicks auf die Markuskirche und den Sonnenberg - wie bereits oben dargelegt - nur in geringem Umfang zu erwartende zusätzliche Verkehrsemissionen sind üblich, gebietsadäquat (sonnenbergtypisch) und damit im Rahmen der Sozialbindung des Eigentums hinzunehmen. Der betroffene Sonnenberg ist sehr dicht bebaut.

Im Auftrag

Simon

Stadtrechtsrat 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  
P. Neukirchen

H.J. Thiele

Rechtsanwälte

Fürstenstraße 14

09130 Chemnitz

An das

Verwaltungsgericht Chemnitz

Zwickauerstraße 54

09112 Chemnitz




---------------------








Verwaltungsgericht








Chemnitz








Eingang 18. April 1995








---------------------

Chemnitz, den 18. April 1995

In dem Verwaltungsrechtsstreit

1. Hartmann, G.

2. Hartmann, M. ./. Stadt Chemnitz

(Az.: 5 K 496/95)

bedarf der Schriftsatz der Beklagten vom 13. März 1995 der Erwiderung:

Nach erneuter Einsichtnahme in die Baugenehmigungsunterlagen haben wir festgestellt, daß sich - insofern muß der Beklagten Recht gegeben werden - die Hauptausfahrt der Tiefgarage an der Glockenstraße befindet. Die Ziffer 10 der Auflage zum Bauschein Nr. 180/94 ist jedoch zu unbestimmt, wenn dort angeordnet ist, daß durch „Absperrungen etc.“ gewährleistet sein müsse, daß nur während der christlichen Umzüge die Ein- und Ausfahrt Fürstenstraße genutzt werden kann. Mit dieser Auflage ist nicht gewährleistet, daß auch zu anderen Zeiten aus dieser Ein- und Ausfahrt keine Fahrzeuge fahren. Dem „etc.“ könnte auch dadurch genügt werden, daß eine Verkehrsregelung durch Ampel- oder Verkehrszeichen erfolgt, die nicht geeignet sind, sicherzustellen, daß nur bei christlichen Umzügen diese Ein- und Ausfahrt benutzt wird. Eine unmittelbare Ein- und Ausfahrt zur Fürstenstraße würde gegen § 49 Abs. 10 SächsBO verstoßen, so daß sicherzustellen ist, daß die Notausfahrt auch nicht von solchen Verkehrsteilnehmern genutzt wird, die sich an Verkehrsschilder auf Privatgelände nicht zu halten pflegen. Dem Schutzbedürfnis der Nachbarn darf sich der Beklagte nicht durch eine solche unbestimmte „salvatorische Klausel“ entziehen, sondern muß feste Absperrungen, z.B. ein Gitter oder eine Schranke, die nur von einem Hausmeister oder Hausverwalter zu betätigen ist, vorschreiben.

Die vom Beklagten gerügte Versäumung der Klagefrist weisen wir im übrigen entscheiden zurück. Die Klage ist fristgerecht erhoben, weil den Klägern zu 1. und 2. der Widerspruchsbescheid nicht ordnungsgemäß zur Kenntnis gebracht worden ist. Er war an die Eheleute G. und M. Hartmann gerichtet und wurde diesen nur durch einfachen Brief am 3. Januar 1995 übermittelt. Eine solche sparsame Verwaltungspraxis erscheint uns unzulässig.

Neukirchen

Rechtsanwalt

---------------------------------------------------------------

Öffentliche Sitzung




Chemnitz, den 19. Juli 1995

und

Beweisaufnahmetermin



In dem verwaltungsgerichtlichen 

der 5. Kammer des




Verfahren

Verwaltungsgerichts Chemnitz


der Eheleute Michaela und Georg

5 K 496/95





Hartmann, Kläger,







Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte
Gegenwärtig:





Neukirchen und Thiele, Chemnitz
Vorsitzender Richter am VG



gegen

Becker






die Stadt Chemnitz,








Beklagte,

Richterin am VG




Beigeladene: Firma Plankonzept GmbH,

Müller






09126 Chemnitz,

Richter Traub








erschienen bei Aufruf:

ehrenamtliche 





f.d. Kläger: Rechtsanwalt Neukirchen

Richterin Alt





f.d. Beklagte: Stadtrechtsrat Simon

ehrenamtlicher 




(allgemeine Vollmacht)

Richter Jung





f.d. Beigeladene: deren Geschäftsführer,  








Herr Rudolf

Justizangestellte Mai




als Sachverständiger: Dr. Klein

als Protokollführerin




(Amt für Denkmalspflege)
Die Berichterstatterin trägt den Sachbericht vor.

Die Verwaltungs- und Widerspruchsakten liegen dem Gericht vor und werden zum Gegenstand der mündlichen Verhandlung gemacht.

Der Klägervertreter stellt den Antrag aus dem Schriftsatz vom 17. 02. 1995.

v.u.g.
Der Beklagtenvertreter beantragt,

die Klage abzuweisen.

v.u.g.
Der Geschäftsführer der Beigeladenen beantragt ebenfalls,

die klage abzuweisen.

v.u.g.
b.u.v.
Die Örtlichkeit soll in richterlichen Augenschein genommen werden.

Der Beschluß wurde ausgeführt; die Ortsbesichtigung hatte folgendes Ergebnis:

Das geplante  Bauvorhaben liegt an der Nordseite der im Eigentum der Kläger stehenden Grundstücke. Die bisher auf dem Grundstück Fürstenstraße 9-23 befindlichen Gebäude sind abgerissen. Nur auf den an die Fürstenstraße angrenzenden Flurstücken Nr. 654/2 und 656/2 sind die historischen Fassaden der ehemaligen Häuser Fürstenstraße Nr. 9 und 11 (4 Vollgeschosse) stehengeblieben. Die Fassaden sind durch eine etwa 12,50 m breite Lücke voneinander getrennt.

Es wird weiter festgestellt, daß auf dem für die neue bauliche Anlage bereitstehenden Gelände die Ausschachtungsarbeiten, die Arbeiten zur Umschließung der Baugrube sowie die gesamten Gründungsarbeiten abgeschlossen sind. Die Hochbauarbeiten an der Tiefgarage haben bereits begonnen.

Das Grundstück Fürstenstraße 16 liegt direkt gegenüber der alten Fassade des ehemaligen Hauses Fürstenstraße 9, das Grundstück Fürstenstraße 18 gegenüber der 12,50 m breiten Baulücke.

Der Sachverständige Dr. Klein wies darauf hin, daß die Parzellen 654/2 und 656/2 jeweils bis an die seitlichen Grundstücksgrenzen bebaut waren und an den Grenzen zu den benachbarten Parzellen geschlossene und zum Anbau bestimmte Brandwände hatten.

Die Gebäude der Kläger haben vier Vollgeschosse und darüber hinaus zu Wohnzwecken genutzte Dachgeschosse. Dem entspricht die in der Umgebung vorzufindende Bebauung. 

Die Breite der Fürstenstraße beträgt an ihrer engsten Stelle ca. 6 m. Das ist genau dort, wo die beiden Grundstücke der Kläger aneinandergrenzen. Ausgehend von diesem Punkt weitet sich die Fürstenstraße in beide Richtungen.

Das Gericht hat auch die Glockenstraße sowie die weiteren der Fürstenstraße benachbarten Straßenzüge in Augenschein genommen. Der gesamte Bereich wird durch schmale Straßen und Gassen, eine kleingliedrige Bebauung und eine Vielzahl historischer Bauten, welche z.T. über 200 Jahre alt sind, geprägt. Sämtliche Häuser reichen direkt an den Bürgersteig und grenzen unmittelbar aneinander. Die Eigenart der näheren Umgebung läßt sich aber  keinem der in der BauNVO bezeichneten Gebiete eindeutig zuordnen. Es handelt sich vielmehr um eine Gebiet, das sowohl Züge eines Dorf- als auch eine Mischgebietes aufweist.

Der Sachverständige Dr. Klein erklärt, es handele sich um das Gebiet, das in früheren Jahrhunderten von Stadtmauern umgeben gewesen sei.

-Laut diktiert und genehmigt.-

Hierauf erhielten die Beteiligten das Wort, um die eingangs gestellten Anträge zu begründen bzw. zur Sach- und Rechtslage Stellung zu nehmen.

b.u.v.
Termin zur Verkündung einer Entscheidung wird bestimmt auf:

Mittwoch, den 26. Juli 1995, 9.30 Uhr.
Die mündliche Verhandlung wird geschlossen.

Unterschriften der Richter.

Vermerk für die Bearbeiterin/den Bearbeiter

Die Entscheidung des Verwaltungsgerichts Chemnitz ist zu entwerfen.

Ein Streitwertbeschluß ist entbehrlich.

Für eine Rechtsmittelbelehrung reicht es aus, die Art des Rechtsmittels und die zugrunde liegende Vorschrift anzugeben.

Ladungen, Vollmachten und Unterschriften sind in Ordnung. Es ist davon auszugehen, daß sich das streitige Bauvorhaben, soweit es Grundflächen- und Geschoßflächenzahl betrifft, in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt.

Hält die Bearbeiterin/der Bearbeiter die Wahrnehmung der richterlichen Aufklärungspflicht oder Beweiserhebungen für erforderlich, so ist zu unterstellen, daß diese durchgeführt wurden und ohne Ergebnis geblieben sind.

Kommt die Bearbeiterin/der Bearbeiter zu einer Entscheidung, in der er zur materiellen Rechtslage nicht Stellung nimmt, so hat der die materielle Rechtslage in einem Hilfsgutachten zu erörtern.

Die Auflagen der von den Bearbeitern benutzen Kommentare sind anzugeben. Ferner sind anzugeben, auf welchem Stand sich die verwendete VwGO befindet.


Viel Erfolg!
